
ten Kategorie dagegen dominieren eher die
Motive der Gruppen zwei und vier. Das Über-
gewicht des sozialen Engagements und der
Sinnfindung wird hier nicht zuletzt dadurch
hervorgerufen, daß aufgrund der Mehrdimen-
sionalität des Aufgabenfeldes Betroffenheit
gewissermaßen parzelliert oder latent gehal-

ten wird. Ein weiterer Grund mag darin zu
sehen sein, daß — wie die geführten Gesprä-
che ergaben — eine große Zahl der hier in
der Selbsthilfe Engagierten insofern über eine
entsprechende Grunddisposition verfügt, als
diese Personen in sozialen Berufsfeldern tätig
sind oder waren ) .13

IV. Beispielhafte Bereiche

1. Jugendbewegung, Jugendinitiativen und
Selbsthilfegruppen

Die Entstehung von Jugendinitiativen in
Deutschland ist nicht erst, wie dies vielfach in
Diskussionen anklingt, ein Phänomen unserer
Zeit. Sie haben vielmehr eine lange Tradition.
Beispielsweise stellte Simon bereits 1929 fest,
daß die Entstehung von Jugendbewegung....... 
der jugendbewegten Gemeinschaften allge-
mein, als Reaktion gegen eine bestimmte .bür-
gerliche' Gesinnung, gegen Mechanisierung,
Verstaatlichung und Entpersönlichung des
Lebens und als kritische Haltung gegen das
Ethos einer bürgerlichen Gesellschaft ge-
kennzeichnet wird" ).14

Auch heute ist wieder häufig die Rede von
Jugendinitiativen und Selbsthilfegruppen Ju-
gendlicher: im politisch-administrativen Sy-
stem einerseits vor allem unter den Vorzei-
chen einer inzwischen konstatierten betont-
bewußten .Auswanderung der Jugend' (bzw.
eines großen Teils davon) und einem Anti-
Institutionalismus der jungen Generation15),
und andererseits unter dem Gesichtspunkt ei-
ner quantitativen und kostenmäßigen Entla-
stung des sozialen Netzes. Das angespro-
chene Exodus-Phänomen betrifft dabei nicht
nur die Parteien und die parteipolitisch ge-
bundenen Jugendorganisationen, sondern
ebenso die kirchlichen, die gewerkschaftli-
chen u. a. Nicht zuletzt deshalb ist Jugend' in

den letzten Jahren zum Gegenstand vielfälti-
ger Untersuchungen geworden. Nahezu
durchgängig enthalten diese Berichte positive
Bemerkungen über alternative Projekte,
Selbsthilfegruppen und selbstorganisierte Ju-
gendinitiativen, die.....vor allem in bestimm-
ten sozialen Bereichen und im Dienstlei-
stungsgewerbe eine wertvolle Ergänzung zu
bestehenden öffentlichen und privaten Ein-
richtungen und Betrieben darstellen kön-
nen"16). Auch im Wohnungsbau werden gute
Chancen für Selbsthilfeaktivitäten Jugendli-
cher gesehen. Häufig empfehlen die Berichte
und Untersuchungen eine Unterstützung und
öffentliche Förderung von solchen Gruppie-
rungen, wobei jedoch in der Realität in dieser
Hinsicht wenig geschieht und in der letzten
Zeit eher gegenläufige Tendenzen feststellbar
sind17). Noch immer gilt für jugendpolitische
Programme, daß dort Forderungen erhoben
werden, die sich in der realen Ausgestaltung
der Sachprogramme nicht mehr wiederfinden,
und daß dort „Probleme, die faktisch nicht ge-
löst werden können oder als Probleme gar
nicht mehr akzeptiert werden, ... in einem
marginalen Politikfeld gleichsam konserviert
(werden), um die Betroffenheit des politisch-
administrativen Systems oder der großen po-
litischen Organisationen zu demonstrie-
ren" ). Generell18 gilt: .Jugend ist zum vom po-
litischen Alltagsgeschäft abgekoppelten .Test-
fall' geworden"19).
Trotzdem bzw. gerade deshalb wird mit hoher 
Wahrscheinlichkeit die Selbstorganisation



und die Entstehung von Jugendinitiativen
und -selbsthilfegruppen zunehmen, wobei der
Begriff Jugend' hier die post-adoleszente
Phase bis hin zu einem Alter von ca. Jah30 -
ren beinhaltet20). Diese Vermutung wird auch
durch die jüngste Shell-Studie Jugend'81' ge-
stützt. So gaben bei einer im Rahmen dieser
Untersuchung durchgeführten repräsentati-
ven Befragung unter den 15- bis 24jährigen
Jugendlichen in der Bundesrepublik Deutsch-
land z. B. 6 v. H. an, daß sie sich zu „Gruppen
mit alternativer Lebensweise (z. B. Landkom-
munen, die selbst natürlich anbauen)“ rech-
nen; 56 v. H. gehören nicht dazu, finden „sol-
che Leute aber ganz gut“21)-

26) Vgl. hierzu I. König/D. Kreft/T. Schumann, Al-
ternative Projekte der Jugendhilfe in Berlin, in:
Theorie und Praxis der sozialen Arbeit, 34 (1983) 6,
S.21 ff.
27) Vgl. zu dieser Differenzierung P. Atteslander,
Der Begriff der Nachbarschaft in der neueren Ge-
meindesoziologie, in: Schweizerische Zeitschrift für
Volkswirtschaft und Statistik, 96 (1960) 4, S. 449 ff.
28) E. Pfeil, Zur Kritik der Nachbarschaftsidee, in:
Archiv für Kommunalwissenschaft, 2(1963)1, S. 42.
2)9 Vgl. z. B. E. Simon, Rebuilding Britain, London
1945, S. 188 ff.
30) Vgl. E. Pfeil, Zur Kritik der Nachbarschaftsidee,
a. a. O. (Anm. 28), S. 39 ff.; H. Klages, Der Nachbar-
schaftsgedanke und die nachbarliche Wirklichkeit
in der Großstadt, Stuttgart 19682.

Bezogen auf die gesamte Bundesrepublik sind
Daten über die Anzahl von Selbsthilfegrup-
pen Jugendlicher und ihre Tätigkeitsbereiche
und -felder Mangelware und äußerst vage
und spekulativ. Sicher ist jedenfalls die Zu-
nahme von Selbsthilfeaktivitäten jugendli-
cher Arbeitsloser, wobei die hohen Arbeitslo-
senzahlen „nur der Rohstoff für diese Art von
Projekten"22), insbesondere selbstorganisierte
Alternativprojekte, sind. Eine weitere Bedin-
gung ist das Zusammentreffen von Jugendli-
chen in Jugendzentren und ähnlichen Ein-
richtungen, die häufig einen engen Konnex
zu diesen Selbsthilfegruppen aufweisen, so-
wie die Auswirkungen von Randgruppenar-
beit mit Jugendlichen23). Eine aktuelle Um-
frage zeigt, daß 60 v. H. der 16- bis 34jährigen
es befürworten würden, wenn Projekte im
Selbsthilfe- und Alternativbereich vom Staat
als Mittel gegen Arbeitslosigkeit unterstützt
werden würden, und 22,5 v. H. dieser Perso-
nen würden selbst gerne in Projekten dieser
Art mitarbeiten24). Nach einer Schätzung gab
es beispielsweise im Jahre 1982 in Berlin 40
Projekte mit Jugendlichen im alternativen so-
zialen Dienstleistungsbereich mit zusammen
490 Mitarbeitern25). Ebenfalls in Berlin wur-
den in einer qualitativ angelegten Studie 1982

3) Vgl. p. Grottian/M. Kück, a. a. O. (Anm. 24),
S. 7 a.

14 alternative Projekte der Jugendhilfe unter-
sucht26). Dabei handelte es sich um reine Aus-
bildungsprojekte, kombinierte Wohn- und
Ausbildungsprojekte, Jugendwohnprojekte
und beratungs- und stadtteilorientierte Projek-
te. Verfolgt wurden ganzheitliche Ansätze, die
die strikte Trennung zwischen Arbeitswelt
und Freizeit aufzuheben versuchten. Interes-
sant ist auch die Tatsache, daß fast alle Pro-
jekte nicht von den betroffenen Jugendlichen
als Selbsthilfeinitiativen gegründet wurden,
sondern der Anstoß von außen, konkret den
Projektmitarbeitern, kam. Dies deutet einmal
mehr darauf hin, daß die meisten Selbsthilfe-
gruppen der Unterstützung Externer im wei-
testen Sinne bedürfen.

2. Nachbarschaftshilfe
Im folgenden ist überwiegend nicht von nach-
barschaftlichen Beziehungen aufgrund tradi-
tioneller Bindung die Rede, sondern von
Nachbarschaftshilfe im .modernen' Sinne, bei
der die .normativ-verpflichtende' Kompo-
nente von eher emotionalen Aspekten27) in
den Hintergrund gedrängt ist und wesentlich
das Prinzip der Freiwilligkeit dominiert. Den-
noch sind — ähnlich den Jugendinitiativen —
auch diese Ansätze nicht .traditionslos'; sie
reichen zurück bis etwa in die dreißiger Jah-
re. wo die aufkommende Großstadt und eine
damit einhergehende Zivilisationskritik vor
allem den Großstädter als „beziehungslos, ent-
wurzelt und ,nachbarlos'"28) darstellte. Die
Überwindung dieses Zustandes wurde bei-
spielsweise durch Konzepte der .neighbour-
hood-units'29) angestrebt. Etwa zu Beginn der
sechziger Jahre setzte allerdings eine Ernüch-
terungsphase hinsichtlich des Nachbar-
schaftsgedankens ein, als das Scheitern dieser
.geplanten' Nachbarschaftsmodelle offensicht-
lich wurde30). Unter anderen Vorzeichen und
nicht zuletzt in Verbindung mit dem (Wie-
der-)Aufkommen der Selbsthilfe- und Alter-
nativbewegung scheint auch für den Nachbar-
schaftsgedanken seit nunmehr einer Reihe



von Jahren wieder steigende Popularität zu
verzeichnen zu sein.
Dies mag zum einen darauf beruhen, daß
professionelle personenorientierte soziale
Dienstleistungen für viele Menschen in zu-
nehmendem Maße nicht mehr finanzierbar
sind, zum anderen ist es darauf zurückzufüh-
ren, daß eine Vielzahl der nachbarlich er-
brachten Dienste anderweitig nicht zur Ver-
fügung stehen, da sie unterhalb der Eingriffs-
schwellen staatlicher Instanzen und oftmals
auch freier Träger angesiedelt sind. Wie die
oben dargestellte Motivdiskussion nahelegt,
ist auch der Wunsch nach Betätigung im so-
zialen Bereich sicherlich eine wesentliche
Antriebsquelle. Begünstigend für das Engage-
ment wirkt zweifellos auch, daß in diesem
Selbsthilfebereich vom Helfenden in aller Re-
gel und vor allen Dingen Alltagskompetenz
gefordert wird31).
Als entscheidend für die Funktionsfähigkeit
von Nachbarschaftshilfen schließlich ist weni-
ger die tatsächliche räumliche Nähe anzuse-
hen32), sondern — begreift man Nachbar-
schaft als soziales Beziehungsfeld — die be-
reits von Weber konstatierte „Gemeinsamkeit
der Interessenlage"33), ein Gefühl der Verbun-
denheit und Solidarität.
Die Erscheinungsformen der Nachbarschafts-
hilfe sind vielfältig, Übergänge zwischen die-
sen Formen ebenso fließend wie zu anderen
Bereichen der Selbsthilfe (z. B. Alten- oder
Gesundheitsselbsthilfen). Als Orientierungs-
kriterium können jedoch zwei zentrale Typen
angegeben werden, die sich als .Hilfe zwi-
schen Nachbarn' und als .Nachbarschaftshilfe
in organisierter Form’ bezeichnen lassen.
Der erste Typ kennzeichnet Interaktionen,
die in der Regel auf wechselseitigen Prozes-
sen in relativ .kleinen Netzen 34) beruhen. Die
erbrachten Leistungen (personen-, aber auch
sachorientiert) korrespondieren zu alltägli-
chen Bedürfnissen und Problemen, enthalten
oftmals spontane Elemente und bedürfen auf-
grund gegenseitiger Kenntnis und face-to-
face Kommunikation eines nur relativ gerin-

gen formalen Organisationsgrades. Charakte-
ristisch für das Leistungsspektrum ist die
Nähe zu Aufgaben, die auch in familialer und
individueller Selbsthilfe erbracht werden, wo-
bei sich der Bogen von Kinderhüten, Ein-
kaufsdiensten über Nachhilfe, Reparaturen
bis zu Hilfen bei Krankheit und in Notfällen
etc. spannen läßt.
Diese kleinen Netze der Nachbarschaft bil-
den häufig die Vorstufe für die organisierte
Nachbarschaftshilfe, den zweiten zentralen
Typus; die hier vorfindbaren Gruppen können
sowohl eigeninitiiert (z. B. ein Teil der Nach-
barschaftsvereine) als auch fremdinitiiert im
Sinne von Nachbarschaftsorganisationen sein.
Vor allem hier findet sich das oftmals eng
verknüpfte Netz der Koproduktion mit ande-
ren sozialpolitischen Trägern, insbesondere
den Wohlfahrtsverbänden, Kirchen und Kom-
munen. Die Tätigkeitsfelder sind zwar prinzi-
piell ähnlich strukturiert wie im zuvör umris-
senen Fall, jedoch scheint sich hier eine Ge-
wichtsverlagerung insofern zu ergeben, als
personenorientierte Betreuungsfunktionen
(z. B. im Gesundheits- und besonders Pflege-
bereich, in der Altenbetreuung etc.) dominie-
ren35); die Hilfeleistung und deren Ausgestal-
tung wird in der Regel durch eine .Einsatz-
zentrale' organisiert bzw. koordiniert.
über den Umfang der tatsächlich geleisteten
Nachbarschaftshilfe sowie über das noch zu-
sätzlich vorhandene Potential liegen keine
eindeutigen Daten vor. Dennoch können die
vorhandenen Studien — wenngleich lediglich
bestimmte Teilaspekte berücksichtigt werden
— einige Anhaltspunkte liefern.
In Tabelle 1 spiegeln sich Umfangsschätzun-
gen im Bereich der eher .klassischen’, d. h.
nicht-organisierten, freiwilligen und unbe-
zahlten Hilfeleistungen wider. In der Diffe-
renzierung nach den Adressaten der Unter-
stützung zeigt sich dabei, daß das .nachbar-
schaftliche Engagement’ im Verhältnis zu den
beiden Kategorien .Verwandte’ und .Freunde/
Bekannte’ relativ deutlich abfällt. Anderer-
seits läßt sich jedoch feststellen, daß im Un-
terschied zu diesen Kategorien innerhalb der
Adressatengruppe der Nachbarn die drei letz-
ten, auf soziale Gesichtspunkte im engeren
Sinne bezogenen Items ein relativ stärkeres
Gewicht erhalten als die primär sachorien-
tierten Dienstleistungen.



Ein umfassenderer Indikator für die Abschät-
zung von Handlungspotentialen sowie aktuel-
ler Tätigkeit dürfte in der Frage nach dem
ehrenamtlichen sozialen Engagement zu se-
hen sein. Allerdings liegen auch hierzu unter-
schiedliche Zahlen vor. So bezifferte etwa
Fink in Anlehnung an eine Studie des Insti-
tuts für Demoskopie in Allensbach das Poten-
tial für ehrenamtliche Tätigkeiten mit ca.
35 v. H. der Befragten; das tatsächlich und ak-
tuell vorfindbare Engagement wird mit etwa
3-5 v. H. angegeben ) . Auf der Grundlage ei36 -
ner anderen Datenbasis ) ergibt sich demge-
genüber ein tatsächliches soziales Engage-
ment von 11 v. H. der Befragten und eine po-
tentielle Bereitschaft zu ehrenamtlicher so-
zialer Tätigkeit von insgesamt 29 v. H. (aufge-
gliedert nach 6 v. H. .sicherem' und 23 v. H.
.ambivalentem', d. h. an bestimmte Bedingun-
gen geknüpftem Potential).
Hier kommt es weniger auf die Unterschiede
in diesen Schätzungen an, als vielmehr auf die
auftretenden gruppenspezifischen Unter-
schiede, die kurz anhand der letztgenannten
Datenbasis verdeutlicht werden sollen.
Bei der Differenzierung nach dem höchsten
erreichten Schulabschluß beispielsweise er-
gibt sich, daß mit steigendem formalen Bil-

dungsgrad sowohl das aktuelle Engagement
als auch das Potential kontinuierlich zuneh-
men (von der Gruppe .Hauptschulabschluß
ohne abgeschlossene Lehre' mit 6 v. H. bzw.
21 v.H. zur Gruppe .Abitur/Hochschulab-
schluß' mit 22 v. H. bzw. 42 v. H.). Mit ähnli-
cher Linearität sinken beide Kennziffern bei
der Differenzierung nach Altersklassen mit
ansteigendem Alter ab (von der Gruppe der
16- bis 39jährigen Befragten mit 13v.H. bzw.
39 v. H. bis zur Gruppe der über 65jährigen
Personen mit 6 v. H. bzw. 10 v. H).
Diese auch an anderer Stelle thematisier-
ten38) gruppenspezifischen Unterschiede deu-
ten darauf hin, daß bestimmte Bevölkerungs-
gruppen offensichtlich im Augenblick weni-
ger .selbsthilfefähig' sind als andere, oder an-
ders formuliert, daß ehrenamtliches soziales
Engagement (und damit auch solidarische
Selbsthilfe) von einigen Gruppen (relativ zu
anderen) weniger als möglicher Lösungsweg
sozialpolitischer Fragestellungen angesehen
oder akzeptiert wird (oder auch aufgrund spe-
zifischer Umstände werden kann). Dies ist
selbstverständlich nicht als Argument gegen
die Selbsthilfe oder gar die .Hilfe zur Selbst-
hilfe' zu werten. Der Akzent liegt vielmehr
auf der Tatsache, daß hier .Grenzen der Hoff-
nung' aufgezeigt sind, die die staatliche Sozi-
alpolitik nicht übersehen sollte.
Nicht nur auf der Ebene der Betroffenen läßt
sich Nachbarschaftshilfe thematisieren; auch



im politischen Bereich gewinnt dieser Ge-
danke zunehmend an Popularität. Dies beruht
zum einen auf den vielbeschworenen .leeren
öffentlichen Kassen', zum anderen wohl auch
auf der Erkenntnis, daß familialer Eigenhilfe
(zum Beispiel im Pflegebereich) aufgrund des
Wandels zur Kernfamilie, verbunden mit ver-
änderten Wohn- und Lebensbedingungen
(und -auffassungen), eindeutige Kapazitäts-
grenzen gesetzt sind39). Wird damit die Nach-
barschaftsselbsthilfe zum Auffangbecken un-
gelöster Probleme von .unten' (Familie) und
.oben' (Staat), zum Ausfallbürgen anderer Si-
cherungsnetze?

4) Vgl. z. B. B. Uffrecht, Möglichkeiten der Selbst-
hilfe in der Nachbarschaft, a. a. O. (Anm. 13), S. 99.
45) Vgl. T. Thiemeyer, Selbsthilfe und Selbsthilfe-
betriebe aus ökonomischer Sicht, in: B. Badura/
Chr. v. Ferber (Hrsg.), Selbsthilfe und Selbstorgani-
sation im Gesundheitswesen, München-Wien 1981,
S.211 f.

Zunächst ist festzuhalten, daß das Ziel der
Förderung von Eigenverantwortlichkeit, der
Stärkung von bürgerschaftlicher sozialer
Selbsthilfe in dieser allgemeinen Formulie-
rung40) sicherlich auf breiter Basis konsensfä-
hig erscheint. Bei näherer Betrachtung jedoch
kristallisieren sich Elemente heraus, die sich
nicht allein in unterschiedlich interpretierten
Begrifflichkeiten niederschlagen. Dies zeigt
sich beispielsweise am neuerdings wieder zu
politischen Ehren kommenden Konzept der
Subsidiarität, das allerdings häufig in stark
verkürzter Weise dargestellt wird. Denn der
Vorrang der jeweils kleineren Netze der Si-
cherung ist lediglich ein Aspekt dieses Prin-
zips, auch wenn sich die Argumentation im
politischen Raum weitgehend auf diese Fa-
cette konzentriert41)- In der Auslegung der
katholischen Soziallehre, vertreten v. a. durch
O. v. Nell-Breuning, stellt sich das Subsidiari-
tätsprinzip dagegen umfassender dar. Als all-
gemeingültiger Maßstab ist der Grundsatz
bzw. die Pflicht des .hilfreichen Beistandes'
anzulegen, wobei gilt: „hilfreich ist der Bei-
stand, der die Selbstentfaltung (Art. 2 GG) för-
dert. schädlich ist der, der sie beeinträchtigt,
hindert oder stört"42).
übertragen auf Aktionsfelder der Nachbar-
schaftshilfe (und der Selbsthilfe, dem sozialen

Engagement generell) ergibt sich aus dieser
Interpretation die Notwendigkeit der .Hilfe
zur Selbsthilfe'. Dieses Erfordernis wird je-
doch — vor allem in der politischen Diskus-
sion — oftmals von der Argumentation hin-
sichtlich der Kostenreduktion bei den öffent-
lichen Haushalten überlagert. So unbestritten
dieses Ziel sein mag, solange im allgemeinen
Kontext auf .social slack' abgestellt wird43),
und so unbestritten beispielsweise beste-
hende Nachbarschaftshilfen .kostengünstiger'
produzieren als professionelle Dienste44), so
verfänglich erscheint diese Argumentation im
einzelnen zu sein. Thiemeyer hat zu Recht
darauf hingewiesen, daß Kostenreduktion für
öffentliche Haushalte in der volkswirtschaftli-
chen Sicht im Klartext Kostensubstitution be-
deutet, da lediglich eine Überwälzung auf Pri-
vate stattfindet45). Darüber hinaus ist zu er-
warten, daß, je stärker sich im Konnex zur
Selbsthilfe dieses Entlastungsziel umsetzen
läßt, d. h. je stärker die Budgetrestriktionen
für sozialpolitische Leistungen ausfallen, de-
sto stärker die nicht selbsthilfefähigen Gesell-
schaftsmitglieder an den privaten Kosten —
ausgedrückt auch in entgangenem Nutzen —
beteiligt werden. Diese Personen können zum
einen nicht mehr oder nur in eingeschränk-
tem Umfang auf bestimmte öffentliche Lei-
stungen zurückgreifen, zum anderen entgeht
ihnen der durch Selbsthilfe ermöglichte Nut-
zen.
Ferner überbetont das .Klagen' über die Fi-
nanzmisere zumindest indirekt den Gesichts-
punkt des ,In-die-Pflicht-Nehmens‘ (jenseits
von .individueller sozialer Verantwortlich-
keit'), was der Idee der Selbsthilfe insofern
zuwiderläuft, als diese nicht zuletzt auf Frei-



Willigkeit gründet46). Der Widerspruch wird
deutlich, wenn man sich den für die Betroffe-
nen bedeutsamen Unterschied vergegenwär-
tigt, der zwischen (wenn auch möglicherweise
sanft) erzwungener Selbsthilfe und dem Enga-
gement aus freien Stücken besteht
Drittens — und damit zusammenhängend —
ist die Gefahr der Vereinnahmung zu beto-
nen, also der „Instrumentalisierung von
Selbsthilfegruppen für Ziele, die nicht ihre ei-
genen, sondern die des professionellen bzw.
staatlichen Systems sind"47). Trotz der gewis-
sen Sonderstellung von Nachbarschaftshilfen
im Selbsthilfespektrum, die u. a. durch ihre
Multifunktionalität begründet ist, ist diese
Gefahr zweifellos auch hier latent. Nicht al-
lein über Ausführungsmacht, sondern auch
über Definitionsmacht sollten die Gruppen
selbst verfügen ).48

Will man nachbarliche Selbsthilfe quantitativ
und qualitativ auf ein neues Niveau heben, so
ist der .Hilfe zur Selbsthilfe' — die zwangsläu-
fig auch ausgabenwirksam wird — zumindest
mittelfristig gegenüber der programmati-
schen .Drohung' mit (und auch der tatsächli-
chen Durchführung von) pauschalen Kürzun-
gen in sozialen Leistungsbereichen der Vor-
zug zu geben; denn die Weckung von zusätz-
lichen Selbsthilfeaktivitäten wird sich —
wenn überhaupt möglich — als langfristiger
Prozeß erweisen. Die Konzepte zur Förderung
sind dabei im Hinblick auf die Anbieterseite
dieser Hilfe zur Selbsthilfe an Bedingungen
zu knüpfen, die gängiger staatlich-bürokrati-
scher Praxis allerdings eher zuwiderlaufen
dürften. Dies beginnt bei dem Erfordernis der
flexiblen Handhabung, d. h. des Zuschneidens
auf die konkret artikulierten Bedürfnisse der
in der Nachbarschaftshilfe bereits Tätigen
bzw. potentiell Engagierten und endet bei der
Überlegung, daß für die Unterstützung nicht
automatisch Wohlverhalten im Gegenzug
eingefordert werden kann49). Bedingung die-

ser .neuen' Subsidiarität ist die Befreiung von
obrigkeitsstaatlichen Zwängen und überbü-
rokratisierter Kontrolle. Notwendig ist eine
„egalisierte Beziehung zwischen Anbietern
und Konsumenten50) der Hilfe zur Selbst-
hilfe.
Zu warnen ist jedoch vor überzogenen Erwar-
tungen, da kaum anzunehmen ist, daß alle
plötzlich zu einem Heer von Nachbarschafts-
helfern werden. Wie die angesprochenen em-
pirischen Ergebnisse zeigen, sind große Teile
der Bevölkerung im Augenblick nicht einmal
dem Potential des freiwilligen sozialen Enga-
gements zuzurechnen; für diesen Personen-
kreis ist offensichtlich .Selbsthilfe an sich —
aus welchen Gründen auch immer — kurz-
oder mittelfristig keine Alternative zu sozial-
politischen Leistungen. Hier sollte sich der
Sozialstaat nicht mit dem Hinweis, es werde
ja von ihm Selbsthilfe gefördert, aus der Ver-
antwortung stehlen, da ansonsten die Gefahr
besteht, daß die .Stärkung der Eigenverant-
wortung' besonders zu Lasten der sozial
Schwachen geht.

3. Bauliche Selbsthilfe
„Schätzungen zufolge hat rund ein Drittel der
Weltbevölkerung die eigene Wohnung ohne
Architekten und Baufirmen in Selbsthilfe er-
richtet.''51) Diese hohe Zahl erscheint auf den
ersten Blick auf den überproportionalen
Anteil baulicher Selbsthilfe in den unterent-
wickelten Ländern zurückzugehen, begründet
in der z. T. geringen Ausprägung einer kom-
merziellen Bauwirtschaft, mangelnder Kauf-
kraft und den ausufernden Rändern der Me-
tropolen in diesen Ländern. Für die entwik-
kelten Länder scheint das Phänomen der bau-
lichen Selbsthilfe demgegenüber von relativ
geringer Bedeutung zu sein. So sieht etwa
Burckhardt „das Seiberbauen in industriali-
sierten Ländern nicht als eine breite und
volkswirtschaftlich ins Gewicht fallende Be-



wegung an"52). Ergänzt wird diese Skepsis
durch die Annahme, daß bauliche Selbsthilfe
— die .Muskelhypothek' — bei überproportio-
nal steigenden Boden- und sonstigen Bauprei-
sen (Material, komplizierte Gewerke), zumin-
dest bezogen auf den Eigenheimbau, nicht
mehr und vor allem nicht für schwächere so-
ziale Gruppen ausreicht, fehlendes Eigenkapi-
tal zu kompensieren. So folgert Hellweg: „Im
Wohnungsbau ist die Selbsthilfe in erster Li-
nie aus ökonomischen Gründen aus dem Feld
geschlagen"53) und sieht allenfalls in ländli-
chen Gebieten und andererseits bei der Alt-
bauerhaltung ein realistisches Feld.
Solchen scheinbar plausiblen Argumenten ei-
ner geringen Bedeutung korrespondiert eine
relativ geringe Beachtung der baulichen
Selbsthilfe — bezogen auf den Eigenheimbau
— in der Literatur und insbesondere auch in
der neueren Selbsthilfediskussion54). Dies er-
staunt, da bauliche Selbsthilfe zu denjenigen
Bereichen gehört, in denen Selbsthilfebewe-
gungen, speziell die Genossenschaftsbewe-
gung, ihre ältesten historischen Wurzeln hat.
Auch hat, wie zu zeigen sein wird, die Selbst-
hilfe beim Eigenheimbau eine doch noch er-
hebliche Bedeutung, die größer ist als die
meist gehandelten Zahlen55).
Bauliche Selbsthilfe ist die w .. natural-wirt-
schaftliche Eigenkapitalbildung in der Form
der Einbringung von bauwirtschaftlichen und
baustoffwirtschaftlichen Leistungen durch
den Wohnungssuchenden mit oder ohne
„Freundeshilfe"). Unter baulicher Selbsthilfe
ist damit generell die eigene oder nicht-kom

56

-
merzielle fremde Hilfe bei der Erstellung von
Wohneigentum, unabhängig von der Form
des angestrebten Wohnbesitzes57), bzw. bei
Renovierung/Modernisierung/Umbau etc. bei
Mietern wie Eigentümern zu verstehen. Da
gerade in diesem Bereich die Grenzen zur
sogenannten Schwarzarbeit z. T. sehr fließend
sind, ist mit dem Terminus ,nicht-kommer-

ziell jede Tätigkeit Dritter auf Rechnung des
offiziellen Bauhaupt- und -nebengewerbes
eng ausgegrenzt.
In den folgenden Ausführungen erfolgt eine
Eingrenzung des Untersuchungsbereiches auf
die Leistungen bei der Erstellung von Eigen-
heimen. Wichtig ist die Unterscheidung zwi-
schen der Einzel- und der Gruppenselbsthilfe,
zwischen eigen- und fremdinitiierter Aktivi-
tät sowie verschieden starken Organisations-
formen der Gruppenselbsthilfe. Mischformen
sind ebenso beobachtbar wie ein Nebeneinan-
der an verschiedenen Gewerken am selben
Objekt58).
Neben dem Hinweis auf unterschiedliche Or-
ganisationsformen (bzw. Unterstützungsmo-
dalitäten je nach Bundesland) ist die Streu-
breite möglicher und existierender Unterstüt-
zung durch unterschiedliche Netze bei Ein-
zel- und Gruppenselbsthilfe zu erwähnen,
vom ,Verwandten-/Bekanntenkreis' über in-
termediäre Instanzen bis zum Staat, vor allem
in Form unterstützender Hilfen der Gemein-
den (Baulandbereitstellung).
In der einschlägigen praxisbezogenen De-
batte zum Thema dominieren neben einem
spekulativen Pessimismus vor allem Zahlen
von zweifelhafter Aussagekraft. Finanzie-
rungsrechnungen bei bestgemeinten, viel-
leicht vorbildlichen Modellvorhaben reichen
keineswegs zu einer Abschätzung oder gar
Bewertung der tatsächlich stattfindenden
baulichen Selbsthilfe aus, ebensowenig wie
recht abstrakte Kalkulationen theoretisch
möglicher Umfänge gewerksspezifischer
Selbsthilfe. Die 57 v. H. möglichen Anteile des
Selbstbaus an den Lohnkosten und von
28 v. H. an den Totalkosten der Erstellung ei-
nes einfachen Einfamilienhauses (die unter
bestimmten Annahmen59) auf 36 v. H. steiger-
bar sein sollen), wie sie Wiegand nach einer
Studie für die Schweiz60) angibt, sind — von
Baupraktikern als relativ hoch bezeichnete —
Maximalwerte.





Die vorliegenden Zahlen über den tatsächli-
chen Umfang/Anteil der baulichen Selbsthilfe
sind entweder relativ alt61) und undifferen-
ziert oder atypisch ). Auch weichen die Zah-
lenangaben aus einzelnen Fallbeispielen doch
stark voneinander ab, was nicht zuletzt mit
unterschiedlichen Organisationsbedingungen
zusammenhängt ) .63

Interessant erscheinen für eine Abschätzung
des Umfangs baulicher (insbesondere Einzel-)
Selbsthilfe die Informationen aus dem von
ZUMA/Infratest durchgeführten Wohlfahrts-
survey 1980. Abbildung 2 gibt die Häufigkei-
ten der Sekundäranalyse für die Teilgesamt-
heit .Bewohner von Eigenheimen' (n = 931)
auf die Frage wieder, ob der Rohbau, respek-
tive der Innenausbau, hauptsächlich selbst
(bzw. mit Helfern) durchgeführt wurde. Es zei-
gen sich erstaunlich hohe Anteile von immer-
hin 26,2 v. H. für den Rohbau und 33,2 v. H. für
den Innenausbau. In gruppenspezifischer
Sicht fallen die überdurchschnittlichen Werte
bei Befragten mit geringerem formalen Schul-
abschluß, die hohen Werte für Arbeiter, aber
auch für Angestellte, und die Konzentration
bei Eigentümern mit mittlerem Haushaltsnet-
toeinkommen auf. überraschend erscheint
der unregelmäßige Verlauf hinsichtlich des
Kriteriums Ortsgrößenklasse/-typ bezüglich
der Rohbauerstellung in Selbsthilfe und der
hohen Prozentwerte von 34,3 v. H. (Rohbau)
und 43,1 v. H. (Innenausbau) für nach 1970 er-
stellte Bauten.
Dies bestätigt, daß Selbsthilfe im Eigenheim-
bau nicht nur eine Sache von Krisenzeiten
z. B. durch (kriegsbedingte) Wohnraumzerstö-
rung ist, sondern auch eine aktuelle Erschei-
nung, die seit einiger Zeit noch verstärkt an
Bedeutung gewinnt64).
Tabelle 2 zeigt, in welchem Ausmaß und in
welcher gruppenspezifischen Differenzierung
die Befragten aus der gleichen Umfrage anga-
ben, bei Verwandten, Nachbarn und Freun-
den beim Bau bzw. Umbau im Lauf der letzten
drei Jahre mitgeholfen zu haben65). Die Zah-

len sind unerwartet hoch, besonders die Hilfe
bei Verwandten mit immerhin 8,4 v. H. über-
raschend ist die überproportionale Nennung
solcher Tätigkeiten u. a. bei Personen mit ei-
nem höheren formalen Bildungsstand und hö-
herem Haushaltsnettoeinkommen, der auch
hohe Werte für Angestellte und Beamte kor-
respondieren66). Bezogen auf die Ortsgrößen-
klassen ist festzustellen, daß Mithilfe am Bau
in kleineren Kommunen deutlich größer ist.
Die aufgezeigten Ergebnisse zeigen, daß ein
erheblicher Teil des Eigenheimbaues in Ei-
genregie und -arbeit erfolgt — gleichgültig in
welcher Organisationsform von Selbsthilfe —
und daß (gegenseitiges) Helfen am Bau recht
weit verbreitet ist.
In der Literatur werden hierzu vor allem zwei
primäre Motive angeführt:

a) Das ökonomische Motiv
Die .Muskelhypothek' wird von nahezu allen
Seiten — vor allem für Selbstbauer mit
schwacher Einkommens- und Vermögenslage
— als wichtigstes Motiv baulicher Selbsthilfe
genannt67). Durch Eigenarbeit, Freundeshilfe
etc. wie durch die gegenseitige Gruppen-
selbsthilfe soll angesichts der hohen Lohnko-
sten im Bauhandwerk eine Kostenreduzie-
rung bzw. ein Ausgleich für fehlendes Eigen-
kapital (Bonität gegenüber Fremdkapital!) er-
reicht und die finanzielle Belastung gesenkt
werden68). Daneben tritt bei allen Formen der
Gruppenselbsthilfe das Argument einer billi-
geren Beschaffung von Baumaterial durch
.Großeinkauf (Nachfragermacht).
Gerade für letzteres finden sich auch in unse-
rem Projekt mehrere interessante Fallbeispie-
le, die bis hin zu dem Versuch der Bildung
eines beschränkten Nachfragemonopols ge-
hen. In einem Fall, einem selbstinitiierten
Bauherrenzusammenschluß von über 120 Ein-
heiten (sehr heterogenes Baugebiet mit v.a.
freistehenden 1- und 2-Familienhäusern), war
dies das eigentlich einzige Ziel der eigeniniti-
ierten Selbsthilfegruppe.
Vor allem die bisher befragten Selbsthelfer
aus diesem Baugebiet, aber auch die anderen



befragten Einzel- und Gruppenselbsthelfer
betonen durchgehend, daß das ökonomische
Motiv für sie dominierend sei — mit aller-
dings sehr weit streuenden Angaben über den
tatsächlichen bzw. erwarteten (Ersparnis-)
Erfolg (von 5 v. H. bis 40 v. H. der .normalen'
Bausumme).

b) Das Selbstverwirklichungsmotiv
Obwohl allseits die enormen zusätzlichen Be-
lastungen z. B. in familiären oder beruflichen
Rollen des baulichen Selbsthelfers betont
werden69), wird der Eigenarbeit am Bau ein

69) Vgl.

hohes Maß an Selbstverwirklichungsmoti-
ven70) zugesprochen, die „für sämtliche sozia-
len Schichten, Berufs- und Bildungsgruppen
als gleichermaßen gültig angesehen wer-
den“71)- Der Spaß am Bauen’, die Realisierung
und Entwicklung kreativer handwerklicher



Arbeit wird — vor allem beim Innenausbau,
wo allerdings das ökonomische Argument an-
gesichts der Kostenstruktur wieder weniger
zu Buche schlägt — dann noch in Verbindung
gesehen mit der gemeinschaftsbildenden Mo-
tivation und Funktion, die besonders beim
ländlichen Eigenheimbau Stütze und Ergeb-
nis baulicher Einzel- und Gruppenselbsthilfe
sei72). Diese Argumente gehen stark auf den
ideengeschichtlichen Konnex zwischen histo-
rischen Bestrebungen baulicher Selbsthilfe
und sozialreformerischen bzw. auch sozialre-
volutionären Bewegungen zurück73).
Die bisherigen Untersuchungen zeigen je-
doch, daß das ökonomische Motiv durchge-
hend über die Motive der Selbstverwirkli-
chung, Gemeinschaftsbildung etc. dominiert.
Die Freude am .etwas selbst geschaffen zu ha-

ben' wird zwar artikuliert, in der Tendenz ge-
schieht dies aber eher von Selbsthelfern, die
der oberen Mittelschicht angehören. Die
Freude an der Arbeit auf dem eigenen Bau ist
jedoch kaum ausgeprägter als im Berufsalltag.
Auch ist hinsichtlich der gemeinschaftsbil-
denden Funktion nur an wenigen Beispielen
ein positiver Effekt festzustellen. Im Gegen-
teil: Destabilisierende Erscheinungen (im Zu-
sammenhang mit dem Gefühl, übervorteilt zu
werden) scheinen keine Seltenheit zu sein.
Bei fast allen befragten .Betroffenen' (gleich-
gültig ob bei Einzel- oder Gruppenselbsthilfe)
ist aber der Wunsch nach irgendeiner bzw.
bei der Gruppenselbsthilfe nach einer verbes-
serten Betreuung und verbesserten techni-
schen Voraussetzungen (Bauelemente, Ma-
schinenvermietung usw.) festzustellen.

V. Selbsthilfe — Ein Lösungsansatz?

Besonders wichtig ist angesichts der meist
undifferenzierten Argumentation zum Thema
— gerade im politischen Raum — die Hetero-
genität von Phänomenen und Problemen der
Selbsthilfe. Die meist am Beispiel der Ge-
sundheitsselbsthilfe geführten Argumente
sind nicht ohne weiteres auf andere Lebens-
bereiche bzw. Funktionen der Sozialpolitik
übertragbar. Auch innerhalb der einzelnen
Bereiche bestehen Unterschiede. So unter-
liegt die angesprochene bauliche Selbsthilfe
bei der Eigenheimerstellung auch anderen
Bedingungen als die bauliche Selbsthilfe bei
der Altbauerhaltung durch Mieter, insbeson-
dere in der Berliner Szene.
Ein pauschales Ja zur Selbsthilfe — bzw. auch
die ablehnende Position — wird den vielfälti-
gen Erscheinungen von Selbsthilfe nicht ge-
recht. Versuche der Initiierung von und För-
derung der Kooperation mit Selbsthilfe müs-
sen bereichs- wie gruppenspezifisch differen-
ziert sein, sollen sie wirklich zum Erfolg füh-
ren. Die Erfahrungen in und mit Selbsthilfe-
gruppen zeigen, daß dann sinnvolle und vom
Output her, vor allem bewertet durch die
Adressaten, erfolgreiche Sozialpolitik betrie-
ben werden kann. Selbsthilfe kann so in vie-
len Bereichen als .Summe kleiner Netze' ein

menschliches und tragfähiges Netz zwischen
den großen Netzen der Sozialen Sicherung
und den untersten, letzten staatlich organi-
sierten Sicherungsnetzen (z. B. Sozialhilfe, Ju-
gendfürsorge, Heimunterbringung) sein. Von
einer solcherart differenzierten, flexiblen und
über die allgemeinen Lippenbekenntnisse
hinausgehenden Sozialpolitik, die die Poten-
tiale des Laiensystems integriert — ohne sie
gleich wieder bürokratisch zu ersticken —,
sind wir allerdings noch weit entfernt.
Insbesondere gefährlich wird ein undifferen-
ziertes Hochloben der Selbsthilfeidee aber
dort, wo sich hinter der Zauberformel primär
Staatsentlastungs- und Sozialabbauziele ver-
stecken. Die skizzierte Gruppenspezifität der
Fähigkeit zur Selbsthilfe erlaubt es in einem
Sozialstaat nicht, auf mittlerer Ebene — wie
bildhaft verdeutlicht — ein Netz der Laien-
und Selbsthilfe einzuziehen und damit Lei-
stungseinschnitte auf der oberen Ebene der
Sozialen (Ver-)Sicherung und insbesondere in
den untersten staatlichen Sicherungsnetzen
zu rechtfertigen. Gerade die Erfahrungen mit
der amerikanischen „Sozial"-Politik der letz-
ten Jahre74) zeigen, daß solcherart auf Selbst-
hilfe setzende sozialpolitische Strategien sehr
schnell von ihrer sozialcalvinistischen Idee in
nackten Sozialdarwinismus umschlagen. Da-
bei könnte eine gezielte und ehrliche, die
Grenzen sehende Stärkung von Selbsthilfe
und ihre Integration eine wesentliche Quali-



tätssteigerung der Sozialpolitik bringen. Posi-
tive Effekte von Selbsthilfe treten eben nicht
nur im Gesundheitsbereich auf, wie häufig be-
tont wird; auch in den in diesem Beitrag be-
handelten Bereichen sind Vorteile (und Pro-
bleme) einer um Selbsthilfe erweiterten Sozi-
alpolitik festzuhalten:
— Im Jugendbereich können Selbsthilfezu-
sammenschlüsse wichtige Sozialisationsfunk-
tionen übernehmen und gleichzeitig — aber
vom politisch-administrativen System wohl
schon ambivalenter beurteilt — die Partizipa-
tionsfähigkeit Jugendlicher fördern.
Inwieweit ihr emanzipatorischer Charakter
sich mit den Erfordernissen einer bürokra-
tisch organisierten .Hilfe zur Selbsthilfe' ver-
tragen kann, bleibt abzuwarten. Bereits heute
scheint dieses Problem als Selektionskrite-
rium (konformer) Selbsthilfeaktivitäten zu
fungieren.
— Nachbarschaftshilfe kann in ihren vielfälti-
gen Formen Leistungen unterhalb der Ein-
griffsschwelle staatlicher und intermediärer
Instanzen erbringen, die die durch den gesell-
schaftlichen und ökonomischen Wandel ver-
stärkt zu Tage getretenen Bedürfnislagen be-

friedigen können. Gerade Nachbarschaftshilfe
droht aber unter einer übermäßigen Aufga-
benbelastung durch anderweitigen Sozialab-
bau besonders zu zerbrechen.
— Bauliche Selbsthilfe, insbesondere in dem
untersuchten Eigenheimbaubereich, ist auf-
grund sonstiger Erfordernisse kein Instru-
ment für Randgruppen und (sozio-)ökono-
misch Schwache. Bei gezieltem Einsatz (orga-
nisierte Gruppenselbsthilfe, .neue’ Bauformen)
erweist sie sich jedoch als effektive woh-
nungspolitische Maßnahme.
Ihre Grenze findet Selbsthilfe aber in allen
Bereichen dort, wo schwächere soziale Grup-
pen nicht selbsthilfefähig sind. Eine Sozialpo-
litik, die dann auf das Prinzip „Hilf Dir selbst,
dann hilft Dir Gott" setzt, ist zynisch. Ledig-
lich auf Teile des Subsidiaritätsprinzips ge-
stützte Sozialpolitik, die noch dazu auf nicht-
existente (allenfalls langfristig in größerer
Breite vorstellbare) kleinere Einheiten setzt,
ist — mangels Masse — unsozial. Und: Eine
wirkliche Hilfe zur Selbsthilfe, soll sie unbü-
rokratische, kompetente und menschliche
Hilfe bewirken, erfordert in nicht unerhebli-
chem Maße auch Geld.



Gerhard A. Ritter

Die Sozialversicherung in Deutschland 1881—1914

Entstehung — Charakter — Wirkungen

Die modernen Systeme sozialer Sicherheit in
den westlichen Industriestaaten sind als Ant-
worten auf die sozialen Folgen der Industri-
alisierung entstanden. Sie ersetzten Schritt
für Schritt die überkommenen Methoden der
Daseinsversorgung und entsprachen damit
auch den Forderungen einer Arbeiterschaft,
die sich im letzten Drittel des 19. Jahrhun-
derts zunehmend Gehör verschaffte. Sie nah-
men schließlich mehr und mehr die Aufgabe
wahr, politische Herrschaft zu legitimieren
und die bestehende Wirtschafts- und Gesell-
schaftsordnung zu stabilisieren.

Heute garantiert vor allem das Sozialversi-
cherungswesen kollektive Sicherheit vor den
sozialen Folgen der industriekapitalistischen
Produktionsweise. Allerdings ist in letzter
Zeit die optimistische Annahme, daß ständig
steigende Sozialausgaben die Konkurrenzfä-
higkeit der Wirtschaft nicht gefährden, den
Steuer- und Beitragszahler nicht überfordern
und die individuelle Leistungsbereitschaft
nicht beschränken würden, stark erschüttert
worden. Geburtenrückgang und steigende Le-
benserwartung, die Verkürzung der täglichen
und der Lebensarbeitszeit, die Kostenexplo-
sion im Gesundheitswesen und vor allem die
Rezession mit ihren Folgen für die Arbeitslo-
sigkeit — dies alles hat beinahe notwendig
eine intensive Diskussion über die „Grenzen
des Sozialstaates" heraufbeschworen, die ge-
rade in der Bundesrepublik Deutschland von

größter innenpolitischer Brisanz ist. Dies ist
nicht verwunderlich, wenn man bedenkt, daß
bei einem Sozialbudget von rund 450 Milliar-
den DM im Jahr 1980 und einem Anteil der
Sozialausgaben am Bruttosozialprodukt von
deutlich über 30% seit 1975) Fragen der
staatlichen und kommunalen Haushaltspoli
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tik und der Lebensstandard sozialer Gruppen
und Familien auf stärkste vom System der
sozialen Sicherheit berührt werden.
Diese Arbeit will keinen Beitrag zu der Dis-
kussion leisten, ob, und wenn ja, in welcher
Weise das bestehende System der sozialen
Sicherheit reformiert werden muß. Sie be-
schränkt sich auf Entstehung, Charakter und
Wirkungen der deutschen Sozialversicherung
vor 1914, will aber deutlich machen, daß auch
das nicht irrelevant für die gegenwärtige Si-
tuation ist. Wenn auch das Sozialbudget vor
1914 nur ca. % des Bruttosozialprodukts be2 -
trug und erst in de zwanziger Jahren, zum
Teil durch die Kriegsfolgelasten bedingt, auf
über 10%, seit 1960 auf über 20% und seit
1975 auf über 30% kletterte2), weist jedoch
das System der Sozialversicherung in
Deutschland trotz der in diesen Zahlen wider-
gespiegelten außerordentlichen Ausweitung
der Leistungen und des Kreises der Versi-
cherten eine bei der Radikalität der politi-
schen Umbrüche von 1918, 1933 und 1945 ge-
radezu erstaunliche Kontinuität in den
Grundzügen seit nunmehr über 100 Jahren
auf.

I. Soziale Frage und Sozialversicherung in Europa
am Ende des 19. Jahrhunderts

Am Anfang der siebziger Jahre des 19. Jahr-
hunderts hat die bereits sehr viel ältere Dis-
kussion der sozialen Frage vor allem in Mit-
tel-, Nord- und Westeuropa eine neue Aktua-
lität erlangt. Die Hauptursache dafür waren
einmal die schwere ökonomische Depression
nach 1873, die den Glauben an die Selbstregu-
lierung der Marktkräfte und die Fähigkeit des

einzelnen, sich aus eigener Kraft gegen Ar-
mut, Elend und Ausbeutung zu schützen, er-
schütterte, und zweitens die tiefe Beunruhi-
gung der herrschenden Schichten durch die



Pariser Kommune von 1871, die das Gespenst
einer sozialen Revolution an die Wand ge-
malt hatte. Diese doppelte Herausforderung
durch die Krise der kapitalistischen Indu-
striegesellschaft und die Herausbildung eines
revolutionären Proletariats führte zur Neube-
lebung und Verstärkung der Kräfte, die das
Konfliktpotential durch konkrete soziale Re-
formen entschärfen wollten. Neben den Kir-
chen spielten bürgerliche Sozialreformer in
der Kritik am Manchester-Liberalismus, der
Erweckung des sozialen Gewissens, der Iden-
tifizierung sozialer Probleme und der Ausar-
beitung spezifischer Vorschläge zu ihrer Lö-
sung eine entscheidende Rolle.

Neben dem Ausbau des Arbeiterschutzes hat
die Sozialversicherung als eine neue Form
der Daseinsvorsorge, die das traditionelle, auf
eine relativ stabile agrarische Welt zuge-
schnittene System der Armenfürsorge zuneh-
mend ablöste, seit den achtziger Jahren des
letzten Jahrhunderts die Diskussion der so-
zialen Frage in Europa zunehmend bestimmt.
Die Ursachen dafür wird man zunächst in
dem durch Industrialisierung, Urbanisierung
und Binnenwanderung vorangetriebenen Pro-
zeß des sozialen und ökonomischen Wandels
sehen müssen. Die Auflösung von Ständege-
sellschaft und Zunftverfassung, das Ausschei-
den von immer mehr Menschen aus der eine
gewisse Sicherheit gewährenden Dorfgemein-
schaft, der Rückgang der Bedeutung der Fa-
milie als einer Gemeinschaft zur Vorsorge ge-
gen Not, die Herausbildung neuer Formen
des Pauperismus, die Entstehung des Indu-
strieproletariats waren gewiß notwendige
Voraussetzungen. Trotzdem ist Sozialversi-
cherung, vor allem staatliche Sozialversiche-
rung, nicht einfach Konsequenz eines be-
stimmten Stadiums wirtschaftlicher und so-
zialer Entwicklung. Sonst hätte nicht
Deutschland, sondern Großbritannien und
Belgien, die Schweiz und Frankreich — in
dieser Reihenfolge — die ersten Systeme
staatlicher Sozialversicherung errichten müs-

sen. Die Eigenart der jeweils dominierenden
politischen und sozialen Traditionen, die spe-
zifische Ausprägung des Verfassungssystems,
die Stärke und das Prestige der staatlichen
Bürokratie, die Konstellation der sozialen,
wirtschaftlichen und politischen Kräfte, der
Zeitpunkt und das Ausmaß der politischen
Mobilisierung der Arbeiterschaft, die Vitalität
und Flexibilität der traditionellen Formen der
Armenfürsorge sowie die Stärke der Tradi-
tion der Selbsthilfe, schließlich auch der
Stand und der Einfluß der empirischen Sozial-
wissenschaft haben den Zeitpunkt der Entste-
hung und die Form der Sozialversicherung in
den einzelnen Staaten entscheidend beein-
flußt.
Daneben hat zweifellos auch das seit den
achtziger Jahren des 19. Jahrhunderts beste-
hende deutsche Vorbild einer relativ umfas-
senden, funktionierenden, obligatorischen Ar-
beiterversicherung die internationale Diskus-
sion wesentlich befruchtet. Dabei konnte ne-
ben der mehr oder minder vollständigen
Übernahme des deutschen Modells, wie es
etwa in Österreich, in Ungarn oder dem noch
dem Zollverein angehörenden Luxemburg
der Fall war, auch die Ausarbeitung alternati-
ver Lösungen in kritischer Auseinanderset-
zung mit dem deutschen Vorbild, wie sie in
den westeuropäischen Ländern zunächst vor-
herrschte, stehen. Neben dem deutschen Mo-
dell obligatorischer staatlicher Versicherun-
gen fand vor allem die auf dem liberalen
Grundsatz der Hilfe zur Selbsthilfe, aber in
den katholischen Ländern auch auf dem Sub-
sidiaritätsprinzip beruhende staatliche Unter-
stützung freiwilliger Versicherungen vor 1914
noch weite Verbreitung. Es ist jedoch kenn-
zeichnend, daß sich das von der deutschen
Regierung massiv propagierte deutsche Bei-
spiel schließlich in immer mehr Ländern
durchsetzte. Dies hängt damit zusammen, daß
das deutsche System auch die Einbeziehung
der zur Selbsthilfe nicht fähigen Teile der Un-
terschichten unterhalb der Facharbeiterschaft
ermöglichte.

II. Die historische Tradition des Wohlfahrtsstaates in Deutschland
Jede Erörterung der deutschen Sozialversi-
cherung muß zunächst nach den Gründen für
deren besonders frühe Entstehung — die Vor-
läufer gehen z. T. in die Mitte des 19. Jahrhun-
derts zurück — fragen. Unter diesen sei hier
besonders hervorgehoben:

1 Die Auffassung von der besonderen Rolle
und Funktion des Staates als eines Instru-

ments zur Förderung von Wohlfahrt und so-
zialer Kontrolle blickte in Deutschland auf
eine alte Tradition zurück. Sie stützte sich
nicht zuletzt auf die altständische Vorstellung
vom Anspruch des Untertanen auf angemes-
sene Subsistenzvorsorge, sobald und solange
der Untertan seinen Pflichten gegenüber der
Obrigkeit genügte. Auf einer eigenen Tradi-
tion beruhte überdies die interventionistische



Verwaltungspraxis deutscher Staaten, die
auch im 19. Jahrhundert nicht abgerissen ist
2. Diese Tradition der Staatsinterven-
tion lebte erstmals während der Revolution
1848/49 in Gestalt einer aktiven Sozialpolitik
auf. Je mehr sich in diesen Monaten, die Ge-
fahren eines herandrängenden Proletariats
vor Augen, das politisch schwache Bürgertum
mit dem Erreichten zufriedengab, desto frei-
ere Hand gewannen nach der Revolution die
deutschen Bundesstaaten in der scharfen Un-
terdrückung aller radikal- und sozialdemo-
kratischen Bestrebungen. Diese Politik ver-
suchten die größeren Staaten, darunter be-
sonders Preußen, durch sozialpolitische Pal-
liative zu entschärfen.
Mit der Einführung des Beitragszwangs für
Arbeitgeber, der in der europäischen Sozial-
politik der damaligen Zeit keine Parallele
hatte und der sich nach ihrem Anteil von
zwei Dritteln der Gesamtbeiträge richtenden
starken Beteiligung der Versicherten an der
Selbstverwaltung der Kassen, hat das preußi-
sche Unterstützungskassengesetz von 1854
das Krankenversicherungsgesetz von 1883
vorweggenommen. Allerdings blieb der An-
wendungsbereich dieses Gesetzes' auf ein-
zelne Orte beschränkt; auch wurden Heimar-

beiter, Tagelöhner und Landarbeiter ausge-
schlossen, und die Unterstützung bezog sich
nur auf Krankheit, nicht auch auf Alter und
Invalidität. Von zentraler Bedeutung als Vor-
bild für die spätere Sozialversicherungsge-
setzgebung der 1880er Jahre war schließlich
das preußische Knappschaftsgesetz von 1854,
durch das die älteren, schon stets aus Beiträ-
gen der Arbeitgeber und der Arbeiter finan-
zierten Knappschaften zu Trägern einer öffent-
lich-rechtlichen Arbeiterversicherung ge-
macht wurden. Die Bergarbeiter erhielten da-
mit eine freie medizinische Versorgung, wur-
den gegen die finanziellen Folgen von Er-
werbsunfähigkeit aufgrund von Krankheit,
Unfall, Invalidität und Alter abgesichert Im
Fall des Todes der Bergarbeiter konnten die
hinterbliebenen Witwen und minderjährigen
Waisen eine Unterstützung beanspruchen.

Die Motive dieser konstruktiven preußischen
Arbeiterpolitik der Jahre 1849—1855 entspre-
chen denen der Versicherungsgesetze der
achtziger Jahre. Sie lagen weniger in der Lin-
derung der sozialen Not an sich als in dem
Versuch, eine vom Proletariat ausgehende
Gefährdung der politischen und sozialen Ord-
nung durch vorbeugende Maßnahmen zu be-
gegnen.

III. Motive und Grundzüge der Sozialversicherungsgesetze
der 1880er Jahre

Der Versuch, der durch das Sozialistengesetz
seit 1878 verbotenen Sozialdemokratie durch
konkrete Sozialreformen das Wasser abzugra-
ben und damit der von ihr nach Bismarcks
Meinung ausgehenden revolutionären Ge-
fährdung von Staat und Gesellschaft offensiv
zu begegnen, war auch der letztlich entschei-
dende Grund für die Sozialversicherungsge-
setze der achtziger Jahre.
Die Funktion der Sozialversicherungsgesetz-
gebung als positive Ergänzung des Soziali-
stengesetzes wurde von der Regierung immer
wieder betont. Durch die Sozialversiche-
rungsgesetze sollten die von der sozialdemo-
kratischen Agitation noch nicht erfaßten Ar-
beiter gegen diese immunisiert, die bereits in-
fizierten Arbeiter von ihren Führern getrennt
und geheilt und die Arbeiterschaft insgesamt
„durch erkennbare direkte Vorteile"3) enger
an den Staat gebunden werden.

Politischen Erwägungen kam daher Priorität
zu: So wurden die von der sozialistischen Par-
tei am stärksten gefährdeten gewerblichen
Arbeiter die ersten und eigentlichen Adressa-
ten der Sozialversicherungsgesetze, und nicht
z. B. Landarbeiter, Dienstboten und Heimar-
beiter, deren Not sehr viel größer war. Den-
noch sollte man aber die Sozialversicherungs-
gesetze nicht nur als eine Strategie zur Be-
kämpfung der Arbeiterbewegung und zur so-
zialen Kontrolle der Arbeiter im Rahmen der
bestehenden monarchischen Staats- und Ge-
sellschaftsordnung interpretieren, sondern
auch die ökonomischen und sozialen Motive
der Gesetzgebung stärker, als das in der For-
schung bisher der Fall ist, berücksichtigen.
Starker Reformdruck hatte sich angestaut
durch die Erhöhung der Unfallgefahren in
den Fabriken, durch die höchst unbefriedi-
genden Konsequenzen des Reichshaftpflicht-
gesetzes von 1871, aufgrund dessen nur etwa
ein Fünftel der Betriebsunfälle entschädigt
wurden, durch die geringe Zahl der über
Hilfskassen gegen Krankheit versicherten
Personen und durch die Verkürzung der Le-



bensarbeitszeit der Beschäftigten in der an äl-
teren Arbeitskräften nicht interessierten In-
dustrie, endlich überhaupt durch den von ho-
her geographischer Mobilität beschleunigten
Verfall der alten Formen der Daseinssiche-
rung in Familien und Geburtsgemeinden und
durch die zunehmende Belastung der Kom-
munen durch die Armenfürsorge.
Die Sozialversicherungsgesetzgebung muß
schließlich in einem stärkeren Umfang, als
das meist geschieht, im Zusammenhang nicht
nur mit dem Sozialistengesetz, sondern auch
mit den zentralen Zielen der Wirtschafts- und
Finanzpolitik Bismarcks seit dem Ende der
siebziger Jahre gesehen werden. Man kann
mit vollem Recht argumentieren, daß durch
die Schutzzollpolitik von 1879 und vor allem
die Erhöhung der Getreidezölle auf das Fünf-
fache bis 1887 eine Verteuerung der Lebens-
haltung der Arbeiterfamilien eintrat ), die die
Aufwendungen für die Daseinsvorsorge
durch die Beitragsanteile der Unternehmer

4

zu
allen Versicherungen und den Zuschuß des
Reiches zur Rentenversicherung mehr als auf-
wog. In Bismarcks subjektiver Einschätzung
diente die Zollschutzpolitik jedoch dem
„Schutz der nationalen Arbeit" und kam damit
als ein Mittel zur Überwindung der Wirt-
schaftskrise und Verringerung der Arbeitslo-
sigkeit gerade auch den Arbeitern zugute.
In Bismarcks Innenpolitik nahm von der
Mitte der siebziger Jahre bis zu seiner Entlas-
sung die Sicherung der Reichsfinanzen und
die Umverteilung der Steuerlasten in einem
von der historischen Forschung noch keines-
wegs erkannten Maße den zentralen Platz
ein. Durch die Steigerung der indirekten
Steuern, vor allem aber die Einführung eines
Tabakmonopols des Reiches, sollte dessen
Abhängigkeit von den jährlich durch Be-
schluß des Reichstages festgesetzten Matri-
kularbeiträgen der Bundesstaaten beseitigt,
der Einfluß des Reichstages reduziert und z. B.
in Preußen die Möglichkeit zur Abschaffung
der schwer auf den Unterschichten lastenden
Klassensteuern gegeben werden. Vor allem
aber sollten damit die finanziellen Mittel für
eine allein vom Reich getragene Alters- und

Invalidenversorgung der Arbeiter und ande-
rer Teile der Unterschichten beschafft wer-
den. Bismarck ist mit seiner Steuerpolitik am
Widerstand des Reichstages gescheitert. Das
hatte tiefgreifende Auswirkungen für das Sy-
stem der deutschen Sozialversicherung.
Einige der wesentlichen, die deutsche Sozial-
versicherung grundlegend etwa vom engli-
schen System der staatlichen Daseinsvor-
sorge unterscheidenden Kennzeichen — z. B.
die ursprünglich nicht vorgesehene Staffe-
lung der Beiträge und Leistungen in der Ren-
tenversicherung nach dem Verdienst des Ver-
sicherten wie auch das hohe Maß der Selbst-
beteiligung der Versicherten und die geringe
Beteiligung des Reiches — entsprachen so
nicht dem ursprünglichen Konzept der Regie-
rung. Sie erwiesen sich aber als besonders zu-
kunftsträchtig. Während die meisten Systeme
der staatlichen Sozialversicherung in Europa
zunächst vom Grundsatz der Sicherung eines
Existenzminimums ausgingen und daher
ohne Rücksicht auf das frühere Einkommen
des Versicherten gleiche Leistungen für alle
vorsahen, waren die Leistungen der deut-
schen Sozialversicherung — vor allem zur Al-
ters- und Invalidenversorgung — im Kaiser-
reich zwar so niedrig angesetzt, daß sie häufig
nicht einmal zur Befriedigung der notdürftig-
sten Lebensbedürfnisse ausreichten5), sie er-
wiesen sich aber der Anlage nach später als
eine entscheidende Voraussetzung für den
Ausbau in Richtung auf eine möglichst weit-
gehende Erhaltung des während des aktiven
Arbeiterlebens erreichten Lebensstandards.
Dieser Grundsatz wurde jedoch erst bei der
Reform der Rentenversicherung von 1957 an-
nähernd verwirklicht. Auch die starke Veran-
kerung des Selbstverwaltungsgedankens war
letztlich ebenfalls weniger die Folge eines be-
wußten Anknüpfens an ältere korporative
Traditionen als vielmehr eine notwendige
Konsequenz der Art der Finanzierung der
Versicherung.



IV. Die Haltung der politischen und sozialen Kräfte
zur Sozialversicherung und deren Ausbau bis 1914

An der Entstehung der Sozialversicherungs-
gesetze haben die verschiedensten Einflüsse
und Kräfte mitgewirkt. Obwohl Bismarcks
Identifizierung mit den Gesetzen nicht über-
betont werden soll — er bezeichnete das
Krankenversicherungsgesetz als ein „unterge-
schobenes Kind"6) und das Invalidenversiche-
rungsgesetz nach seiner Entlassung abfällig
als einen „parlamentarischen und geheimrätli-
chen Wechselbalg“7) —, darf man doch auch
seine Rolle nicht zugunsten einzelner, an der
Vorbereitung der Gesetze wesentlich betei-
ligter hoher Beamten zu sehr herunterspielen.
Ohne Bismarcks Macht und Energie wären
die Gesetze jedenfalls zu diesem Zeitpunkt
nicht durchgesetzt worden. Ihre politische
Zielsetzung und ihre Ausrichtung auf die ge-
werbliche Arbeiterschaft gehen unmittelbar
auf ihn zurück. Auch die Geschlossenheit des
Gesetzgebungswerkes, das außer der Arbeits-
losigkeit und der erst 1912 eingeführten be-
grenzten Versorgung von Witwen und Wai-
sen alle wesentlichen Lebensrisiken erfaßte,
die Verankerung des Prinzips'des Versiche-
rungszwanges und die Bildung öffentlich-
rechtlicher Zwangsversicherungen als Orga-
nisationsform unter völliger Ausschaltung
der von Bismarck scharf abgelehnten kom-
merziellen Versicherungen sind von ihm
durchgesetzt worden.
Die starke Berücksichtigung der Unterneh-
merinteressen, die besonders in der Unfall-
versicherung, aber auch in seiner Ablehnung
eines Ausbaus der Arbeiterschutzgesetzge-
bung zum Ausdruck kam, entsprach ebenfalls
Bismarcks Bestreben, die Konkurrenzfähig-
keit der deutschen Wirtschaft zu erhalten.
Von den deutschen Parteien hat vor allem das
Zentrum, dessen Zustimmung für die Mehr-
heitsbildung im Reichstag bis zur Kartellwahl
von 1887 unerläßlich war, einen entscheiden-
den Einfluß auf die Sozialversicherungsge-
setzgebung ausgeübt. Die Sozialdemokratie,
deren sozialpolitische Forderungen haupt-
sächlich auf dem Gebiet des Arbeiterschutzes
lagen, hatte anfangs kein Konzept für ein Sy-

stem staatlicher Sozialversicherung. Sie hat
die Sozialversicherungsgesetze zunächst ab-
gelehnt, weil sie offensichtlich mit der Rep.
ressivpolitik des Sozialistengesetzes verbun-
den waren, aber auch wegen der Ausklamme-
rung weiter Bevölkerungsschichten, der un-
genügenden Leistungen und der geringen Be-
teiligung des Reichs. Sie nahm aber in ihrer
Agitation, an eine unvorsichtige Äußerung
Bismarcks anknüpfend, nicht zu Unrecht in
Anspruch, daß es ohne die Furcht vor der Par-
tei nicht zur Sozialreform gekommen wäre.
Tatsächlich stärkten die Versicherungsge-
setze der 1880er Jahre entgegen Bismarcks
Absicht die Arbeiterorganisationen und ver-
besserten deren Agitationsmöglichkeiten. Die
durch das Krankenversicherungsgesetz zuge-
lassenen freien Hilfskassen, die allein von
den Versicherten finanziert und verwaltet
wurden, boten Chancen eines legalen Einflus-
ses auf die Arbeiter und dienten vielfach als
Ersatz für die verbotene Parteiorganisation,
aber auch als Ausgangspunkte für den bereits
in den 1880er Jahren vorgenommenen Wie-
deraufbau zentraler gewerkschaftlicher Ver-
bände. Die Diskussion der Gesetzentwürfe
und Gesetze wurde von den Sozialdemokra-
ten zur Wiederbelebung der unter dem Sozia-
listengesetz zunächst fast völlig unterbunde-
nen Versammlungstätigkeit genutzt.
Schließlich wurden die Ortskrankenkassen
noch im Kaiserreich zu Hochburgen der so-
zialistischen Arbeiterbewegung, die Tausen-
den von Sozialdemokraten und Gewerk-
schaftlern eine sichere Stellung und mehre-
ren hunderttausend Arbeitern Erfahrungen in
der Selbstverwaltung gaben. Die Bedeutung
dieser praktischen Tätigkeit für die Überwin-
dung der gesellschaftlichen Isolierung der Ar-
beiter, den Abbau von Klassenspannungen
und das Vordringen reformistischer Tenden-
zen in den Arbeiterorganisationen kann
kaum überschätzt werden.
Indem die Sozialversicherung den Korpsgeist
der Betroffenen stärkte, die direkte Abhän-
gigkeit der Arbeiter vom Arbeitgeber verrin-
gerte, die Rechtsstellung der Arbeiter verbes-
serte und ihre geographische Mobilität er-
leichterte, hat sie auch zu deren Emanzipa-
tion beigetragen.
Nachdem bei den Sozialdemokraten bereits
in den kontroversen parteiinternen Diskus-
sionen der achtziger Jahre über den mehr-
heitlich abgelehnten Staatssozialismus die
Versicherungsgesetze eine Rolle gespielt hat-



ten, setzte sich etwa seit der Jahrhundert-
wende eine positivere Beurteilung der Sozial-
versicherung, deren Ergänzung und Ausdeh-
nung auf immer weitere Bevölkerungskreise
jetzt gefordert wurde, durch.

Alle Versuche der Arbeiterorganisationen, öf-
fentliche Versicherungen gegen das Risiko
der Arbeitslosigkeit zu schaffen oder das
Reich, die Einzelstaaten und die Kommunen
zur Unterstützung der seit den achtziger Jah-
ren in zunehmendem Maße eingeführten ge-
werkschaftlichen Arbeitslosenversicherung
zu veranlassen, blieben jedoch vor 1914 —
von wenigen Ausnahmen in einzelnen Städ-
ten abgesehen — erfolglos. Erst im Ersten
Weltkrieg wurde die Erwerbslosenfürsorge
erweitert, und erst nach 1927 wurde nach ver-
schiedenen Vorläufern die generelle Arbeits-
losenversicherung eingerichtet.

Dagegen wurde durch ein Reichsgesetz vom
Dezember 1911 eine gesonderte Renten- und
Hinterbliebenen-Versicherung für Ange-
stellte geschaffen. Dabei spielten neben der
besonders großen Zunahme der kaufmänni-
schen und technischen Angestellten politi-
sche Motive eine entscheidende Rolle. Die
Schaffung einer gesonderten Versicherung

für Angestellte mit höheren Beiträgen und
höheren Leistungen als die der Arbeiterren-
tenversicherung war die zentrale Forderung
einer seit der Jahrhundertwende schnell an
Gewicht gewinnenden, sich mehrheitlich
scharf von der Lohnarbeiterschaft abgrenzen-
den Angestelltenbewegung, die angesichts
des Wählerpotentials der Angestellten von
den politischen Parteien nicht ignoriert wer-
den konnte. Ihre Forderungen wurden
schließlich trotz finanzieller Bedenken von
der Regierung aufgegriffen, um einen Damm
gegen das Vordringen der Sozialdemokratie
in den sogenannten „Neuen Mittelstand" zu
errichten. Die Angestelltenversicherung hat
ihr politisches Ziel, das Sonderbewußtsein der
keineswegs einheitlichen Angestelltenschaft
gegenüber der Arbeiterschaft zu fördern und
damit ihre politische Organisation durch die
Sozialdemokratie und ihre gewerkschaftliche
Organisation durch sozialistische Verbände
zu erschweren, zumindest bis zum Ende der
Weimarer Republik teilweise erfüllt Sie
wurde gleichzeitig zu einem Modell, an dem
sich in Zukunft alle Forderungen zur Verbes-
serung der Arbeiterversicherung und zur
Gleichbehandlung der Arbeiter in der Sozial-
versicherung, die bis 1957 schrittweise er-
reicht wurde, orientieren konnten.

V. Soziale und wirtschaftliche Auswirkungen der Sozialversicherung
vor dem Ersten Weltkrieg

Die außerordentlich tiefgreifenden sozialen,
ökonomischen und politischen Wirkungen
der deutschen Sozialversicherung sind bisher
erstaunlicherweise von der Forschung noch
nicht systematisch analysiert worden.
Die Lage der Arbeiterfamilien ist durch den
Schutz gegen die Folgen von Krankheit, Be-
triebsunfällen, Invalidität und Alter schon im
Kaiserreich erheblich verbessert worden. Si-
cher wäre es verfehlt, die gewaltige Steige-
rung der durchschnittlichen Lebenserwartung
um volle zehn Jahre bei Neugeborenen und
fünf Jahre bei 15jährigen in den drei Jahr-
zehnten nach 1871 allein oder auch nur über-
wiegend auf die Leistungen der Sozialversi-
cherung zurückzuführen. Die allmähliche
Verbesserung der Wohn- und Ernährungsver-
hältnisse, die steigenden Reallöhne, der Aus-
bau des Arbeiter- und Mutterschutzes, Stadt-
sanierungen und Maßnahmen der sozialen
Hygiene, die verbesserte Säuglingsfürsorge
vor allem in den Städten, die Untersuchung
von Schulkindern durch Schulärzte und an-
dere Maßnahmen präventiver Gesundheits-

pflege sowie natürlich auch die Fortschritte
der medizinischen Forschung, vor allem in
der Bekämpfung von Infektionskrankheiten,
haben zusammen eine sicher noch größere
Bedeutung gehabt. Auch haben neuere For-
schungen gezeigt, daß die „soziale Ungleich-
heit vor Krankheit und Tod"8) in der Zeit des
Kaiserreichs nicht nur fortbestand, sondern
sich eher noch verschärfte. So setzte der
Rückgang der Säuglingssterblichkeit zuerst
beim „Neuen Mittelstand“ der Beamten und
Angestellten ein und war hier auch bis 1913
eindeutig am stärksten ausgeprägt.
Auch der Rückgang der Tuberkulosesterb-
lichkeit — die Tuberkulose war die bedeu-
tendste Volkskrankheit der Zeit — auf etwa
die Hälfte zwischen 1876 und 19109) beendete



noch nicht die in Beruf, Wohn- und Ernäh-
rungsweise liegende unterschiedliche soziale
Disposition zu Erkrankung und Tod durch Tu-
berkulose. Trotzdem hat das große Interesse
besonders der Invalidenversicherung an vor-
beugenden Maßnahmen, aber auch an der
Wiederherstellung der Arbeitskraft der an
Tuberkulose Erkrankten, die die bei weitem
größte Gruppe der Invaliden unter jüngeren
Arbeitnehmern bildete10), entscheidend zur
Intensivierung der Bekämpfung dieser Krank-
heit beigetragen, überhaupt widmete man
jetzt dem Problem der Berufskrankheiten zu-
nehmende Aufmerksamkeit.
Durch die Krankenversicherung wurde so
nicht nur die Therapie von Krankheiten er-
leichtert — ein Großteil der Unterschichten
erhielt erstmals eine adäquate medizinische
Versorgung —, sondern die Wirksamkeit al-
ler Sozialversicherungen trug wesentlich
dazu bei, die Ursachen von Krankheit und
Invalidität klarer zu erkennen und ihnen ge-
rade auch durch vorbeugende Mittel zu be-
gegnen. Zu diesen prophylaktischen Maßnah-
men gehörten die immer detaillierter ausge-
führten Unfallverhütungsvorschriften der
durch die Unfallversicherung gebildeten Be-
rufsgenossenschaften.
Die Krankenversicherung, über die schließ-
lich 1913 etwa 50% der Bevölkerung medizi-
nische Betreuung beanspruchen konnte11),
hat nicht nur eine frühzeitige und zweckmä-
ßige' Behandlung der Versicherten ermög-
licht, sondern sie hat auch eine sozialpädago-
gische Wirkung gehabt, indem sie half, die
Arbeiter langsam an einen pfleglicheren Um-
gang mit der eigenen Gesundheit und an eine
bessere Vorsorge gegen den Eintritt dauern-
der oder vorübergehender Erwerbsunfähig-
keit zu gewöhnen und damit auch ihre Anpas-
sung an die Bedingungen der modernen Indu-
striegesellschaft zu fördern.

Die Sozialversicherung hatte erhebliche Aus-
wirkungen auf den Ärztestand und beein-
flußte auch die Entwicklung der Medizin.
Nachdem die Ärzte bei der Einführung der
Sozialversicherung in den achtziger Jahren
des 19. Jahrhunderts fast völlig ignoriert wor-
den waren, hatte sich in Frontstellung gegen

die Krankenkassen, die in den Großstädten
und Industriebezirken ein weitgehendes
Nachfrage-Oligopol ausübten und die wirt-
schaftliche Existenz der von den Kassen aus-
geschlossenen Mehrheit der Ärzte in Frage
stellten, in dem 1900 gegründeten Hartmann-
bund eine Organisation zur Vertretung ärztli-
cher Interessen gebildet. Dieser konnte 1913
in dem sogenannten Berliner Abkommen mit
den zentralen Verbänden der Krankenkassen
das Prinzip des ärztlichen Kollektivvertrages
und ein geregeltes Verfahren der Zulassung
von Ärzten zur Kassenpraxis durchsetzen.
Insgesamt hatte die gesetzliche Krankenver-
sicherung, deren Durchschnittszahlungen an
die praktizierenden Zivilärzte von jährlich
knapp 800 Mark 1887 auf über 3 000 Mark
1913 — d. h. auf etwa den dreifachen Jahres-
verdienst eines Arbeitnehmers in Industrie,
Handel und Verkehr — stiegen, wie die Erhö-
hung der Reallöhne und die Verstädterung,
einen positiven Einfluß auf die wirtschaftliche
Situation der Ärzte, die ihren Patientenstamm
und damit ihre Einnahmen wesentlich erhö-
hen konnten. Gleichzeitig nahm die Ärzte-
dichte erheblich zu und die Zahl der Kran-
kenhäuser, die für die Massen ihren Schrek-
ken als Sonderformen von Armenhäusern
weitgehend verloren, stieg.
Zu den direkten und mittelbaren Wirkungen
der Sozialversicherung auf die Medizin zähl-
ten neben der bereits erwähnten Intensivie-
rung des Kampfes gegen die Tuberkulose un-
ter anderem eine verbesserte Vorsorge gegen
die Ursachen von Berufskrankheiten, der
Ausbau der Unfallmedizin, die seit der Jahr-
hundertwende forcierten Bemühungen um
die Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten,
in der die moralische Verurteilung zugunsten
einer sachlichen Aufklärung und einer
zweckmäßigen medizinischen Behandlung zu-
rücktrat, und das Vorgehen gegen den Aiko-
holismus als einer gefährlichen und für die
Volkswirtschaft kostspieligen Krankheit
Auch der intensive Ausbau der Kinderheil-
kunde und die Verringerung der Sterblichkeit
von Kindern im Alter von 1 bis 15 Jahren um
die Hälfte waren wesentlich durch die Sozial-
versicherung mitbedingt worden, denn Kin-
der, deren Erkrankung und Tod bei der Ge-
ringschätzung des kindlichen Lebens in den
Unterschichten früher meist als Naturereig-
nis hingenommen wurde, erhielten vielfach
erst jetzt im Krankheitsfall ärztliche Betreu-
ung und ihre Mütter ärztliche Beratung über
Vorbeugungsmaßregeln.
Verarmung als Folge von hohem Alter und
vorzeitiger Invalidität war ein Schicksal, dem
die Arbeiter auch durch das zunächst nur lok-



ker geknüpfte Netz der sozialen Sicherheit
meist nicht entgehen konnten. Dazu war die
Durchschnittsrente viel zu niedrig und setzte
zudem vor ihrer Gewährung einen so hohen
Grad an Invalidität bzw. ein so hohes Alter
voraus ) , daß die Masse der Arbeiter, beson12 -
ders in Industrie und Handwerk, ihre ur-
sprünglich qualifizierteren Arbeitsstellen be-
reits verloren und einen schmerzhaften De-
qualifikationsprozeß durchgemacht hatten,
ehe sie — sofern sie nicht vorher starben —
überhaupt in den Genuß einer Rente kamen.
Trotzdem trat eine nicht unwesentliche Ver-
besserung der Situation der Alten und Invali-
den ein. So hat offenbar besonders auf dem
Lande der Invalide oder alte Arbeiter auf-
grund des von ihm mit seiner Rente in den
Haushalt eingebrachten Bargeldes mit mehr
Respekt und einer besseren Versorgung rech-
nen können als vorher, wo eventuelle Mittel
der Armenfürsorge erst nach der völligen
Aufzehrung seines Vermögens gewährt wur-
den, von den zum Unterhalt verpflichteten
nahen Verwandten eingeklagt werden konn-
ten und zudem an eine Gemeinde gebunden
waren. Wesentlich als Konsequenz der Al-
ters- und Invalidenversicherung stieg die
Zahl der von Vermögen und Renten lebenden
Personen von 1882 bis 1907 um fast das Drei-
fache auf fast 2,3 Millionen. Insbesondere die
Kranken- sowie die Alters- und Invalidenver-
sicherung führten zu der von Bismarck beab-
sichtigten erheblichen Entlastung der Armen-
iürsorge, die aber als „Unterstock'1 des sozia-
len Sicherungssystems ) für die von den Ver13 -

sicherungen nicht oder nur ungenügend er-
faßten Bevölkerungsgruppen erhalten blieb.

Die Sozialversicherung hat den Ausbau der
Wirtschafts- und Sozialstatistik im Deutschen
Reich beschleunigt. So gehen die 1882
erstmals vorgenommenen Erhebungen über
die berufliche und soziale Gliederung des
deutschen Volkes und die parallele Gewerbe-
statistik, die mit den späteren Erhebungen
von 1895 und 1907 die wesentlichen Grundla-
gen für jede Analyse der Sozial- und Wirt-
schaftsstruktur des Bismarckreiches und ihre
Veränderungen zwischen 1882 und 1907 bil-
den, unmittelbar auf Bismarcks Wunsch zu-
rück, für die Unfall- und Altersversicherung
zuverlässige statistische Unterlagen zu erhal-
ten.
Die Sozialversicherung gab wesentliche Im-
pulse zum Ausbau des privaten Versiche-
rungswesens, vor allem der Kranken- und Le-
bensversicherung für Angestellte und Beam-
te. Schließlich wurden die durch die Vermö-
gensbildung vor allem in der Rentenversiche-
rung angesammelten großen Kapitalien —
1913 verfügten die reichsgesetzlichen Sozial-
versicherungen über Rücklagen in Höhe von
über 3 Milliarden Mark — zu einem nicht
geringen Teil für präventive Sozialpolitik, vor
allem den Ausbau von Kranken- und Gene-
sungshäusern, Volksheilstätten, Volksbädern,
Blindenheimen, Kleinkinderschulen, Wasser-
leitungs-, Kanalisations- und Entwässerungs-
anlagen und die Errichtung billiger Kleinwoh-
nungen angelegt.

VI. Die Sozialversicherung als

Schließlich ist auch die Verfassungs- und Ver-
waltungsstruktuf des Deutschen Reiches
durch die Versicherungsgesetzgebung we-
sentlich verändert worden. Die tendenzielle
Entwicklung von der Hoheits- zur Leistungs-
verwaltung wurde gefördert und die Zahl der
öffentlichen Angestellten um die ca. 20 000
Beschäftigten der Sozialversicherungsorgane
(1914) vermehrt. Neben der damit in Verbin-
dung stehenden Verstärkung der Bürokratie

Faktor zur Veränderung von Staat,
Verfassung und Verwaltung

trat aber auch die Schaffung neuer Organe
der Mit- und Selbstverwaltung, an der sich
neben den Arbeitgebern auch Arbeiter in ent-
scheidenden Funktionen beteiligten. Durch
die Ausweitung des Bereichs der Reichsge-
setzgebung und die Gründung des Reichsver-
sicherungsamts sowie den Aufbau einer
Reichsversicherungsanstalt für Angestellte
wurde die Stellung des Reiches auf Kosten
der Bundesstaaten, die allerdings in den Lan-
desversicherungsanstalten und Landesämtern
neue Einflußmöglichkeiten erhielten, ge-
stärkt. Die Gemeinden wurden zwar aufgrund
der Übernahme von gewissen Aufgaben der
früheren Armenpflege finanziell entlastet,
verloren aber gleichzeitig einen Teil ihrer bis-
herigen Funktionen und büßten an Bedeu-
tung ein. Die Stellung des Reichstages wurde



entgegen den Plänen Bismarcks durch dessen
entscheidende Mitwirkung an der Sozialver-
sicherungsgesetzgebung eher gestärkt und
der Prozeß der Organisation der wirtschaftli-
chen und sozialen Kräfte in der Gesellschaft
wesentlich beschleunigt. Das wird besonders
deutlich an der durch das Unfallversiche-
rungsgesetz erzwungenen Schaffung von Be-
rufsgenossenschaften der Arbeitgeber be-
stimmter Industriezweige, die die Kartellisie-
rungsbestrebungen in der deutschen Indu-
strie verstärkten, an der Selbstorganisation
der Ärzte als Antwort auf das Krankenversi-
cherungsgesetz, an der Formierung der Ange-
stelltenbewegung um die Forderung nach ei-
ner eigenen Pensionsversicherung, aber auch
an der unbeabsichtigten Stärkung der politi-
schen und gewerkschaftlichen Arbeiterorga-
nisationen.
Das Rechtssystem wurde durch die Schaffung
von Spezialgerichtsbarkeiten für die Sozialge-
setze, die Rechtsprechung des Reichsversi-
cherungsamtes, den Ausbau der Schiedsge-
richtsbarkeit und die verstärkte Heranzie-
hung von Laien zur Rechtsprechung im So-
zialversicherungswesen ergänzt.

Vor allem aber wurden mit der Legitimation
der Daseinsvorsorge als Staatsaufgabe die
Funktionen des Staates im ökonomischen
und sozialen Bereich neu betont und damit

die Weichen für den unaufhaltsamen Weg in
den modernen Sozialstaat gestellt. Zu dessen
Kennzeichen gehört eine teilweise Umvertei.
lung des Sozialprodukts zugunsten der mate-
riell schlechter gestellten Schichten der Be-
völkerung. Wenn auch das Ausmaß dieser
Umverteilung in Deutschland — im Vergleich
zu England — vor allem wegen des auch
durch föderalistische Bedenken der Bundes-
staaten unterstützten Widerstandes gegen
Staatszuschüsse und der im Gegensatz zu Bis-
marcks Intentionen erfolgten vorherrschen-
den Orientierung der Leistungen der Sozial-
versicherungen am Prinzip der Äquivalenz
für Beitragszahlungen statt an deren Ausrich-
tung nach den Kriterien der Bedürftigkeit vor
1914 relativ begrenzt blieb, so hatte doch die
Einführung der Sozialversicherung weitge-
hende Konsequenzen für die Haltung der Ar-
beiterschaft. Man muß hierbei allerdings un-
terscheiden zwischen der Nahwirkung der
Gesetze, die nicht zu der von Bismarck erhoff-
ten Trennung von Arbeiterschaft und soziali-
stischer Arbeiterbewegung führten, und der
Fernwirkung der Sozialversicherung, die
durch die Verminderung der Lebensangst in
Arbeiterfamilien dazu beitrug, Massenloyali-
tät zu schaffen, und mit der allerdings nur
begrenzten Förderung der sozialen Emanzipa-
tion der Arbeiter, deren Integration in Staat
und Gesellschaft zu erleichtern.



Uwe Engfer / Karl Hinrichs / Claus Offe / Helmut Wiesenthal: Arbeitszeit-
flexibilisierung — Alternative zu allgemeinen Arbeitszeitverkürzungen?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 34/83, S. 3—13

Während sich mehrere Einzelgewerkschaften auf die tarifpolitische Auseinandersetzung
mit den Arbeitgeberverbänden über einen „Einstieg in die 35-Stunden-Woche" vorberei-
ten, wird von verschiedenen Seiten die Flexibilisierung der Arbeitszeit als Alternative zu
generellen Arbeitszeitverkürzungen vorgeschlagen. Individuelle Arbeitszeiten, Teilzeitar-
beit und Job-sharing würden demgemäß im Wege einer freiwilligen Verringerung des
Arbeitsangebots durch viele Beschäftigte mindestens ebenso wirksam zum Abbau der
Arbeitslosigkeit beitragen wie eine kürzere Normalarbeitszeit.
Die Ergebnisse einer Repräsentativbefragung der Beschäftigten zeigen jedoch, daß das
Potential solcher Arbeitnehmer, die auf Arbeitszeit und -einkommen verzichten würden,
erheblich geringer ist als der Anteil derjenigen, die flexible Arbeitszeiten generell befür-
worten. Die für sich selbst an Arbeitszeitflexibilisierung interessierten Arbeitnehmer ent-
sprechen nur zum Teil dem Profil der betrieblichen Nachfrage nach Teilzeitarbeitskräften.
Weil im Bereich der verhältnismäßig „unqualifizierten“ Teilzeitarbeit Arbeitsplätze ohne-
hin entsprechend den betrieblichen Rentabilitätskriterien angeboten werden, aber in
„qualifizierteren" Tätigkeitsbereichen, nur ein eng begrenztes Interesse an einem zeitfle-
xiblen Arbeitskräfteeinsatz besteht, sind die Entwicklungsmöglichkeiten der freiwilligen
Teilzeitarbeit wesentlich ungünstiger, als es in der arbeitspolitischen Diskussion behaup-
tet wird.
Der gelegentlich an die Gewerkschaften gerichtete Vorschlag, die unterschiedlichen
Angebots- und Nachfrageprofile durch Tarifierung geeigneter Rahmenbedingungen flexi-
bler Arbeitszeit einander anzunähern, stößt in der gegenwärtigen Arbeitsmarktsituation
auf ausgesprochen schwierige Verwirklichungsbedingungen: Quantität und „Qualität" der
Teilzeitarbeit stehen in einem reziproken Verhältnis zueinander, was zur Folge hat, daß
größere als die im Wege der „Freiwilligkeit" entstehenden Beschäftigungseffekte nur
durch Benachteiligung von Arbeitnehmern mit bereits heute besonders ungünstigen
Arbeitsmarktchancen erzielt werden können. Arbeitszeitflexibilisierung kann daher nicht
als gleichwertige Alternative zu allgemeinen Arbeitszeitverkürzungen angesehen wer-
den.

Klaus Deimer, Dieter Jaufmann, Ernst Kistler, Martin Pfaff: Selbsthilfe in der
Sozialpolitik — Ein Lösungsansatz?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 34/83, S. 14—29

Der Beitrag untersucht das Spannungsfeld zwischen Selbsthilfe und professionalisierter,
staatlicher Sozialpolitik, die Debatte um .neue sozialpolitische Konzepte. Ausgangspunkt
ist der Scheinkonsens einer durchgängig positiven Bewertung von Selbsthilfeaktivitäten,
hinter dem sich erheblich divergierende Konzepte und Politikinhalte verbergen.
Anhand von drei Beispielbereichen (Jugendinitiativen, Nachbarschaftshilfe und bauliche
Selbsthilfe), die gleichzeitig einen Hinweis auf die Bandbreite des Selbsthilfespektrums
liefern, wird das aktuelle Engagement sowie das vorfindbare Potential der Selbsthilfe
abgeschätzt. Zentrales Argument sind dabei die auftretenden gruppenspezifischen Diffe-
renzierungen, die gewissermaßen .Grenzen der Hoffnung' für die Selbsthilfe als übergrei-
fendes sozialpolitisches Konzept — zumindest unter dem Status quo — markieren.
Die sich ergebenden politischen Implikationen sind zweifacher Natur: .Moral persuasion',
das Klagen über leere öffentliche Kassen sowie die oft verkürzte Darstellung des Subsidi-
aritätsprinzips werden der Förderung von Selbsthilfe kaum dienlich sein. Als eher erfolg-
versprechend könnte sich die am Subsidiaritätsverständnis der katholischen Soziallehre
orientierte .Hilfe zur Selbsthilfe' erweisen, die insofern an Bedingungen zu knüpfen ist, als
sie von obrigkeitsstaatlichen und bürokratischen Zwängen befreit sein, den Bürger mithin
als partnerschaftlichen Träger von Sozialpolitik begreifen sollte. Wirkungen sind hier
allerdings nur .langfristig zu erwarten. Der zweite Aspekt stellt vor allem auf diejenigen
Bevölkerungsgruppen ab, die im Augenblick nicht dem Selbsthilfepotential zugeordnet
werden können; für sie bildet Selbsthilfe offensichtlich kurz- aber auch mittelfristig keine
Alternative zu sozialstaatlichen Leistungen. Hier sollte sich der Sozialstaat nicht mit dem
Hinweis, es werde Selbsthilfe gefördert, aus der Verantwortung stehlen, da ansonsten das
Ziel der Stärkung der Eigenverantwortlichkeit primär auf dem Rücken der sozial Schwa-
chen verwirklicht würde.



Gerhard A. Ritter: Die Sozialversicherung in Deutschland 1881—1914. Entste-
hung — Charakter — Wirkungen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 34/83, S. 30—38

Die kaiserliche Botschaft von 1881 leitete jenes umfassende Gesetzgebungswerk ein, mit
dem die vielfach existenzgefährdenden Folgen der Industrialisierung Schritt für Schritt
aufgefangen werden konnten. Damit begann in Deutschland das Zeitalter des sozialen
Wohlfahrtsstaates. Deutschland, der Nachzügler im Prozeß der Modernisierung seit Be-
ginn des 19. Jahrhunderts, entwickelte als erster Staat ein weitgreifendes System sozialer
Sicherung, das die spätere Entstehung ähnlicher, oft auch in wichtigen Grundzügen
abweichender Sozialversicherungssysteme in anderen Industrienationen und schließlich
auch in einigen Entwicklungsländern seitdem wesentlich beeinflußt hat.
Der Aufsatz untersucht erstmals die Wurzeln, Entstehung und Entfaltung des Systems
sozialer Sicherung in Deutschland von der Mitte des 19. Jahrhunderts bis zum Ersten
Weltkrieg. Er zeigt, daß aufgrund des Einflusses des Reichstages, der Bürokratie und der
Unternehmerorganisationen, aber auch seiner Eigendynamik das System schließlich er-
heblich von den Vorstellungen seines Schöpfers Bismarck abwich. Besonders nachdrück-
lich werden die Auswirkungen der Sozialversicherung auf die Arbeiterorganisationen, die
Arbeiterfamilien, die Entwicklung des Gesundheitswesens und der Medizin, die Organisa-
tion sozialer Gruppen wie der Angestellten und der Ärzte, das private Versicherungswe-
sen, den Ausbau der kommunalen Sozialpolitik sowie die Verfassungs- und Verwaltungs-
struktur untersucht.
Der Aufsatz leistet damit einen Beitrag zum Verständnis der Herausbildung des moder-
nen Sozialstaates, dessen Entwicklung und Ausprägung nur aus wirtschaftlichen und poli-
tischen Kräfteverhältnissen im Verlauf der Industrialisierung angemessen zu verstehen
ist, und dessen Auswirkungen auf die Veränderung der Lebensverhältnisse der Bevölke-
rung kaum unterschätzt werden kann.


